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PeƟƟon an den Bundestag 

Erneute Prüfung von Varianten im Straßenbauvorhaben  
„B49 – Ersatz Hochstraße und Taubensteinbrücke Wetzlar“ 
 
Um welches Straßenbauvorhaben des Bundes geht es: 
Die B49 Bundesstraße ist eine wichƟge Ost-West-Verbindung, die von MiƩelhessen bis an die luxemburgische 
Grenze führt (Abb. 1). In Hessen führt die Strecke über 2,8 km durch das Stadtgebiet Wetzlar auf einer Hoch-
straße. Diese Hochstraße ist baufällig und muss saniert oder ersetzt werden. Die bisherige Kostenschätzung für 
das Projekt beläuŌ sich bei der neu geplanten Verkehrsführung auf 438 Millionen Euro [7]. 
 

 
Abb. 1: links - Gesamtverlauf der B49 [9], rechts - AusschniƩ vom Verlauf durch Wetzlar, betroffene Hochstraße und der-
zeiƟge Vorzugsvariante (Umfahrung mit Tunnel) mit unterschiedlichen Symbolen dargestellt (siehe Legende) 
  

Forderung 
Wir fordern, dass eine kostensparende und umweltschonende Variante „Erhalt der 
Hochstraße im Bestandskorridor ohne Verbreiterung“  für das Vorhaben „B49 – Ersatz 
Hochstraße und Taubensteinbrücke Wetzlar“ geprüŌ wird. Dafür soll das Bundesminis-
terium für Digitales und Verkehr (BMDV) Hessen Mobil anweisen, die Variantenabwä-
gung erneut durchzuführen, die neue Variante einzubeziehen und notwendige Korrek-
turen und Ergänzungen zu berücksichƟgen.  

neue Variante: 
- max. 80 km/h auf dem 2,8 km AbschniƩ der Hochstraße 
- Beibehalten der 4-spurigen Ausführung 
- Beibehalten des Bestandskorridors (keine Verbreiterung, keine Verlegung) 

notwendige Korrekturen und Ergänzungen: 
- BerücksichƟgung der Kosten für den Umbau der BAB 45 Anschlussstellen, dabei differen-

zieren zwischen temporärer und dauerhaŌer Nutzung (d.h. Baustellenumleitung oder Um-
fahrung), dabei die Kosten für den Westanschluss Wetzlar nur bei Umfahrungsvarianten 
einrechnen. 

- Korrekte BerücksichƟgung der negaƟven Einflussfaktoren bei der Bewertungsmatrix, ins-
besondere im Bereich der Umweltverträglichkeit. 
 

Zur Erläuterung siehe die folgende Begründung und Anlagen. 
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Begründung (zusammenfassend) 
Eine detaillierte Begründung inklusive Verweise auf die zugrunde liegenden Dokumente und Quellen folgt in Anlage 1. 

 
Historie des Planungsverfahrens:  
Hessen Mobil führt das genannte Straßenbauvorhaben im AuŌrag des Bundes durch.  

 Die Erarbeitung potenzieller Varianten entstand 2021 unter großem Zeitdruck, da 2028 als Nutzungs-
ende der Hochstraße aus staƟschen Gründen festgesetzt war.  

 Als Vorzugsvariante wurde ein Abriss der genannten Hochstraße in Verbindung mit einer großräumi-
gen Umfahrung der Stadt Wetzlar und einem neu zu erstellenden TunnelabschniƩ ermiƩelt.  

 Die Kosten wurden 2021 auf insgesamt 438 Millionen € beziffert. 
 Diese Vorzugsvariante wurde im November 2021 vom Bundesministerium für Verkehr und digitale Inf-

rastruktur (BMVI) genehmigt. 
Was macht eine erneute Variantenprüfung erforderlich:  
1) MiƩe Januar 2023 wurde auf Grundlage neuer Gutachten festgestellt, dass das Nutzungsende der Hoch-

straße erst 2035 erreicht ist. Damit ändern sich wesentliche Annahmen der Variantenentscheidung. 
2) Es wurde deutlich, dass für die Vorzugsvariante umfassende und kostenintensive Erweiterungen der Auto-

bahn-Anschlussstellen an der BAB 45 notwendig werden. Diese Kosten wurden bei der Bewertung der 
Vorzugsvariante nicht berücksichƟgt.   

3) Der Spielraum, der beim Anlegen der RegelquerschniƩe (Fahrbahnbreiten) besteht, wurde bei der Varian-
tenabwägung nicht konsequent genutzt. Vor allem wurde keine Variante weiter verfolgt, die sich unter An-
legung von Tempo 80 im Stadtbereich Wetzlar auf den heute bereits genutzten Korridor der Hochstraße 
beschränkt. 

4) PosiƟve Aspekte der Stadtentwicklung, die bei der Entscheidung für die Umfahrung zum Tragen kamen, 
relaƟvieren sich deutlich dadurch, dass bei Wegfall der Hochstraße an zahlreichen anderen Stellen Stra-
ßen- und Brückenbauwerke für die Andienung des Stadtgebiets Wetzlar notwendig werden. Diese Maß-
namen werden zudem fälschlicherweise für alle Varianten gleichermaßen angerechnet. 

Was zeichnet die von uns neu geforderte Variante aus:  
5) Wir fordern in Anlehnung an eine Einstufung der 2,8 km langen Strecke als Stadtautobahn (EKA3) 

- max. 80 km/h 
- Beibehalten der 4-spurigen Ausführung 
- Beibehalten des Bestandskorridors (keine Verbreiterung) 

Darüber hinaus soll geprüŌ werden, ob die einteiligen Bauweise und die vorhandenen Pfeilerstandorte 
beibehalten werden können. Ein Erhalt der Hochstraße mit dieser Variante überzeugt sowohl ökonomisch 
(geringere Kosten, nur temporäre Umfahrungsmaßnahmen an der A45, keine zusätzlichen Straßenbau-
maßnahmen in Wetzlar, da die Andienung weiter über die Hochstraße gegeben ist), als auch unter Um-
weltgesichtspunkten (kein neuer Flächenverbrauch, kein Eingriff in landwirtschaŌliche Nutzung, keine zu-
sätzliche CO2-Belastung). Den Sicherheitsaspekten wird mit der reduzierten Geschwindigkeit Rechnung ge-
tragen, besonders vor dem Hintergrund der zahlreichen Auf- und Abfahrten dieses B49-AbschniƩes.  
Eine auf Grundlage der verfügbaren InformaƟonen vorgenommene Vorab-Einschätzung des von uns ge-
forderten neuen Variantenvergleichs zeigt das Potenzial dieser Variante (Abb. 2, Anlage 1).  

 
Abb. 2: Bewertungsmatrix der Varianten 1.1 und 5.4 aus [1b], von uns ergänzt durch die neu zu prüfende Variante 1.0; für 
die detaillierte Einschätzung der Einzelparameter siehe Anlage 2. 
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Was wären die Risiken, wenn ohne erneute Variantenprüfung weiter geplant wird: 
6)  volkswirtschaŌlicher Schaden: Die aktuelle Vorzugsvariante wird sowohl aufgrund der umfangreichen 

Umbauten der Autobahn-Anschlussstellen A45/B49, aufgrund der neuen Anschlussmaßnahmen des 
Stadtgebietes Wetzlar und aufgrund des Tunnelbauwerkes deutlich teurer als die neu zu prüfende Varian-
te. Der sich anschließende aufwändige Betrieb des neuen Tunnels erhöht in Summe die Dauerbelastungen 
für die Steuerzahler. 

7)  Planungsrisiko: Die Voruntersuchung weist eine Reihe von Schwächen auf. So ergeben sich Fragen zur 
Bewertungsmatrix, bei der negaƟve Elemente nicht einbezogen wurden, die Kosten für die Umbauten der 
Autobahn-Anschlussstellen A45/B49 wurden in der KostenermiƩlung nicht mit aufgeführt und bei den Va-
rianten häƩe hier nach temporärer und dauerhaŌer Umfahrung differenziert werden müssen. Kosten für 
den Westanschluss wurden fälschlicherweise auch den Erhalt-Varianten angerechnet. Letztendlich führt 
dies zu einem Planungsrisiko durch Rechtsunsicherheiten vor allem im Falle einer potenziellen Klage gegen 
die Planfeststellung. 

8)  ökologische BeeinträchƟgungen und Umweltschäden: Die aktuelle Vorzugsvariante zeichnet sich durch 
erheblichen Flächenverbrauch aus. Dies steht im Gegensatz zur NachhalƟgkeitsstrategie der Bundesregie-
rung, die den Siedlungs-und Verkehrsflächenverbrauch verringern möchte. Zudem erzeugt die dauerhaŌ 
längere Fahrtstrecke der Umfahrung entsprechende Klimafolgen (mind. 9700 Tonnen zusätzliches CO2 pro 
Jahr, siehe Anlage 1).   

 
 
 

Quellen 
 
[1a] Hessen Mobil (2021): Erläuterungsbericht zur Voruntersuchung „B 49 - Ersatz Hochstraße und Taubensteinbrücke 
Wetzlar“, Hessen ID: 24299; 79 Seiten. 
[1b]  Hessen Mobil (2021): Bewertungsmatrix Variantenabwägung; Anlage zum Erläuterungsbericht der Voruntersuchung 
„B 49 - Ersatz Hochstraße und Taubensteinbrücke Wetzlar“; 7 Seiten. 
[1c]  Heinz & Feier GmbH (2021): Überschlägige Ermittlung der Nutzerkosten für die Varianten Dalheim-Umfahrung und 
provisorische Dillfeld-Umfahrung; Anlage zum Erläuterungsbericht der Voruntersuchung „B 49 - Ersatz Hochstraße und 
Taubensteinbrücke Wetzlar“; 4 Seiten. 
[2] Hessen Mobil (2024): Antwortschreiben auf die Anfrage des BUND OV-Lahnau vom 28.12.2023 
B 49, Ersatz Brückenzug Wetzlar inkl. Neubau Stadtzubringer; AZ Ersatz Brückenzug WZ, PB 12.5; 7 Seiten. 
[3] https://b49wetzlar.hessen.de/ mit nachgeordneten Seiten; verantwortlich: Hessen Mobil 
[4] https://www.autobahn.de/die-autobahn/projekte/detail/ausbau-a45-zwischen-dortmund-und-giessen mit nachgeordneten Seiten; ver-
antwortlich: Autobahn GmbH  
[5] https://www.autobahn.de/die-autobahn/projekte/detail/sechsstreifiger-ausbau-zwischen-blasbach-und-wetzlar-sued#uebersicht mit nachge-
ordneten Seiten; verantwortlich: Autobahn GmbH 

 zu [4] und[5] seit ca. Anfang 2024 wurde die Seite neu strukturiert, nun:  
https://www.autobahn.de/planen-bauen/projekt/ausbau-a45-zwischen-dortmund-und-giessen 
Inhalte aus der Vorgängerversion sind teilweise nicht mehr enthalten wurden aber seinerzeit von uns dokumen-
tiert.  

[6] https://mobil.hessen.de/presse/b-49-ersatz-brueckenzug-wetzlar-1 mit nachgeordneten Seiten; verantwortlich: Hessen Mobil 
[7] Hessen Mobil (2022): B 49 – Ersatz Brückenzug Wetzlar: Kostenermittlung der Vorplanung, 7 Seiten 
[8] https://www.bundestag.de/resource/blob/905110/cfb962c0d0eeaf67f7e17198a8ca2dbc/WD-5-084-22-pdf.pdf verantwortlich: Deutscher 
Bundestag 
[9] https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesstra%C3%9Fe_49 verantwortlich: Wikipedia 
[10 ]https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975274/1873516/9d73d857a3f7f0f8df5ac1b4c349fa07/2021-03-10-dns-2021-finale-
langfassung-barrierefrei-data.pdf?download=1 verantwortlich: Bundesregierung 
[11] https://uba.co2-rechner.de/de_DE/mobility#panel-calc  verantwortlich: Umweltbundesamt 
[12] https://dserver.bundestag.de/btd/19/035/1903523.pdf verantwortlich: Deutscher Bundestag 
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ANLAGE 1: detaillierte Begründung 
 
Folgende InformaƟonen wurden genutzt um die oben im PeƟƟonsschreiben unter Nr. 1 bis 8 geschilderten Sachverhalte zu ermiƩeln und zu belegen. 
 
 
 
Quellen zu Sachverhalt 1: 

MiƩe Januar 2023 wurde auf Grundlage neuer Gutachten festgestellt, dass das Nutzungsende der Hochstraße erst 2035 erreicht ist. Damit ändern sich we-
sentliche Annahmen der Variantenentscheidung. 
 

Nr. S. Zitat Interpretation in Bezug auf Sachverhalt 
[6] 1 16.01.2023 

…Der Belastungstest und die Dauermessung an der Hochstraße der Bundesstraße 49 in Wetzlar 
sind ausgewertet…. 
Eine Außerbetriebnahme der Hochstraße wird daher spätestens Ende 2035 unumgänglich. 

Die alte Annahme, dass die Hochstraße 2028 außer Betrieb genommen werden müsste, war eine wesentli-
che Grundlage für die Variantenprüfung (siehe nächste Zeilen). Mit der Verlängerung der Restnutzungsdau-
er bis 2035 wurde aber keine Neubewertung der Variantenentscheidung durchgeführt.  

[1a] 
 

6 Daraus ist zu schlussfolgern, dass die Zeitdauer einer Vollsperrung der B 49 bzw. der Bedarf 
einer  großräumigen Umfahrung von zwei Faktoren abhängig ist:  
 Zeitraum von Beginn der Vollsperrung (01.01.2028) bis Baubeginn, zzgl. Abschluss der 

CEF-Maßnahmen; 
 Dauer der Bauarbeiten selbst. 

Durch die Verlängerung bis 2035 ist die Dauer der Vollsperrung jetzt nur noch von der Bauzeit abhängig und 
damit deutlich kürzer. 

[1a] 
 

5 Da für die Bestandsbauwerke a) und b) keine Verlängerung der RND (=Restnutzungsdauer der 
Hochstraße) … möglich ist, muss ab 01.01.2028, ….eine Vollsperrung der B 49 zwischen der AS 
Wetzlar-Dalheim und der AS Wetzlar-Mitte eingerichtet werden. Der vorhandene Durchgangs-
verkehr muss großräumig auf vorhandene Bundesfernstraßen umgeleitet werden, der Quell- 
und Zielverkehr Wetzlar/Mitte muss auf das vorhandene, innerstädtische Netz ausweichen. 
Sowohl das Bundesfernstraßennetz als auch das innerstädtische Netz sind … lokal zu verbes-
sern.  

Dies bestätigt im Detail die vorab genannten Punkte. Die Umleitungen werden deutlich kürzer  in Anspruch 
genommen. Sie müssen daher nicht den ursprünglich angesetzten Ansprüchen genügen und können eher 
als Übergangslösung eingerichtet werden. 
 
  

[1a] 
 

65 … Weiterhin sind im Vorlauf zur bauzeitlichen Verlegung der Verkehre ebenfalls die Knoten-
punkte der BAB 45 (Wetzlarer Kreuz und AS WZ-Ost) leistungsfähig umzubauen. Hierdurch ist 
die bauzeitliche Verkehrsführung annähernd gleich zu bewerten. 

Auch die Umbauarbeiten an der BAB45 (Wetzlar und Wetzlar Ost) sind mit Verlängerung der Restnutzungs-
dauer als deutlich provisorischer und kurzfristiger auszubilden. Ein dauerhafter Umbau ist nur noch für die 
Umfahrungsvarianten nötig. 
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Quellen zu Sachverhalt 2: 
Es wurde deutlich, dass für die Vorzugsvariante umfassende und kostenintensive Erweiterungen der Autobahn-Anschlussstellen an der BAB 45 notwendig wer-
den. Diese Kosten wurden bei der Bewertung der Vorzugsvariante nicht berücksichƟgt.  

Nr. S. Zitat Interpretation in Bezug auf Sachverhalt 
[7] 
 

3 Zur Eingrenzung sei zunächst erwähnt, dass die Kostenschätzungen zum Projekt „B 49 – Ersatz 
Brückenzug Wetzlar“ keine Aufwände an  anderen Streckenabschnitten enthalten, die eigene 
Planungsziele verfolgen und daher unabhängig geplant und gebaut werden. Dazu gehört 
beispielsweise der sechsstreifige Ausbau der A 45 inklusive Umbau des Wetzlarer Kreuzes 
sowie der Anschlussstellen Wetzlar-Ost und Wetzlar-Süd. 

Die Begründung in der Kostenermittlung der Varianten wäre nur tragfähig, wenn die Aufwände an der 
BAB45 tatsächlich eigene Planungsziele verfolgen. Dies ist aber nicht der Fall (siehe nächste Zeile).  

[4] 
 
 
 
 
 
[5] 
 

 A45: Umbau Wetzlarer Kreuz  
…Die B49 soll großräumig über A480 und A45 verlegt werden. Dadurch entsteht eine Art „Au-
tobahndreieck“ mit jeweils 2-streifigen Fahrbeziehungen „Asslar-Hanau“ und „Hanau-Asslar“. 
 
A45: Anschlussstelle „Wetzlar-Ost“ 
Der Anschlussstelle „Wetzlar-Ost“ kommt eine besondere Bedeutung zu. Hier werden die 
Verkehre der künftig über A480 und A45 verlaufenden B49 wieder auf die ursprüngliche Trasse 
der B49 in Richtung Gießen abgeleitet.  
Die Fahrbeziehungen „Dortmund- Gießen“ und Gießen- Dortmund“ der AS Wetzlar-Ost müssen 
aufgrund der großen Verkehrsmengen jeweils 2-streifig gebaut werden. Dies führt dazu, dass 
der Knotenpunkt sehr aufwändig um- und ausgebaut wird. Die endgültige Form des Knoten-
punktes steht noch nicht fest. 

Dies ist die (einzige) Begründung der Autobahn GmbH zum Ausbau der Anschlussstellen Wetzlar und Wetz-
lar Ost mit jeweils zweistreifigen Fahrbahnen/Ab-Auffahrten zur B49.  
 
Diese Arbeiten verfolgen daher keine eigenen Planungsziele und müssen – anders als in der Kostenermitt-
lung angegeben – bei der Abwägung berücksichtigt werden. 
 
 

[2] 5 Sowohl der …. Umbau des Wetzlarer Kreuzes sowie der ebenfalls anzupassende Umbau der 
Anschlussstelle Wetzlar-Ost resultieren bereits aus der notwendigen temporären Verlegung der 
B 49-(Durchgangs-) Verkehre. Sobald die Hochstraße außer Betrieb genommen werden muss, 
ist es -variantenunabhängig- notwendig, die Durchgangsverkehre über die B 277, die BAB 480 
sowie die BAB 45 temporär umzuleiten. 

Mit der Antwort auf die Anfrage des BUND rückt Hessen Mobil von der ursprünglichen Argumentation ab 
(siehe erste Zeile) und argumentiert nun, dass die Kosten bei allen Varianten entstehen, und daher nicht 
berücksichtigt wurden. 
Dies ist aus zwei Gründen falsch:  
1. Bei der Kostenermittlung einer Varianten müssen alle Kosten berücksichtigt werden, selbst jene, die bei 
allen Varianten gleich sind. 
2. Der Verkehr muss zwar bei allen Varianten über die BAB45 umgeleitet werden, diese Kosten sind aber – 
ja nach Variante – sehr unterschiedlich, da zwischen temporärer und dauerhafter Umleitung unterschieden 
werden muss (siehe nächste Zeile). 
 

[1a] 73 Beispielsweise werden aufgrund der langen Gesamtbauzeit (ca. 7-10 Jahre, variantenabhän-
gig) bei allen Varianten / Alternativen bereits abgestimmte Änderungen am AK Wetzlar und an 
der AS WZ-Ost notwendig, um dort über eine leistungsfähige Übereck-Beziehung mit Inbetrieb-
nahme der temporären Umfahrung zu verfügen. Diese baulichen Anpassungen werden auf-
grund der langen Bauzeit nicht temporär, sondern dauerhaft umgesetzt, die zugehörigen 
Kosten entstehen damit variantenunabhängig. 

Diese Argumentation ist nicht tragfähig. Wie unter Sachverhalt 1 dargestellt, ist ein dauerhafter Umbau nur 
für die Umfahrungsvarianten nötig. Es ist weder von der Notwendigkeit, noch vom Zeitablauf nachvollzieh-
bar, dass für die temporäre Umfahrung (selbst wenn sie länger dauert) ein BAB-Anschluss mit mehreren, 
dauerhaften Brückenbauten umgebaut werden muss (siehe nächste Zeile).  
 
 

[5]  Auf den bis Ende 2023 unter der angegebenen Internetseite der Autobahn GmbH dargestell-
ten Planüberlegungen zum Umbau der Anschlussstelle Wetzlar-Ost ist erkennbar, dass es sich 
um sehr umfangreiche Ausbau-Arbeiten handelt, die zwischen 3 und 5 neue Brückenbauwerke 
und zahlreiche Spurerweiterungen inklusive einem entsprechenden Flächenverbrauch erfor-
dern. 

Es erscheint absurd, dass Autobahn-Anschlussstellen mit mehreren neuen Brückenbauwerken umgebaut 
werden sollen, um eine temporäre Umfahrung zu ermöglichen. Selbst wenn die B49 Baustelle bis zu 10 
Jahren dauern sollte, ist dies für eine temporäre Umleitung im Autobahnbau keine ungewöhnliche Zeitdau-
er. 
Zeitlich müsste zudem zunächst die komplette neue Anschlussstelle der BAB mit mehreren Brücken geplant 
und ausgebaut werden, damit in 2035 pünktlich die Umfahrung starten kann. diese Abläufe erschließen sich 
uns nicht. 
Hier besteht eine erhebliche Argumentationslücke. 
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Quellen zu Sachverhalt 3: 
Der Spielraum, der beim Anlegen der RegelquerschniƩe (Fahrbahnbreiten) besteht, wurde bei der Variantenabwägung nicht konsequent genutzt. Vor allem 
wurde keine Variante weiter verfolgt, die sich unter Anlegung von Tempo 80 im Stadtbereich Wetzlar auf den heute bereits genutzten Korridor der Hochstraße 
beschränkt. 
 

Nr. S. Zitat Interpretation in Bezug auf Sachverhalt 
[1a] 
 

9 Aktuell beträgt die zulässige Höchstgeschwindigkeit auf der B 49 ab …. AS WZ-Dalheim bis 
zur AS WZ-Garbenheim 80 km/h, zudem wurde als gutachterliche Auflage ein Überholverbot 
für Lkw im Bereich der Hochstraße ausgesprochen. Entsprechend der RAA 2008 wird für die 
Erneuerungsplanung der B 49 als Straße der EKA 2 eine Geschwindigkeit von 100 km/h 
angesetzt. 

Wieso bleibt man nicht bei den derzeit problemlos praktizierten 80km/h? Dies wird in vielen Stadtgebieten 
auf Autobahnen umgesetzt. 
Es gibt keinen zwingenden Grund, im Stadtgebiet unbedingt 100km/h anzusetzen. Ermessensspielraum ist 
vorhanden (siehe nächste Zeilen). 

[1a] 21 Für Straßen der EKA 2 werden nach RAA u.a. folgende Trassierungsparameter empfohlen: 
- Geschwindigkeit bei Nässe 100 km/h 
- …… 
 

Bei der RAA handelt es sich nur um eine Empfehlung – hier wurde möglicher Spielraum nicht genutzt – 
ausgehend von Tempo 80 wäre eine völlig andere Herangehensweise möglich. Eine reduzierte Geschwin-
digkeit ist hier auf jeden Fall zumutbar und sinnvoll, es handelt sich lediglich um eine Gesamtstrecke von 
2,8 km! 

[8] 4 Für die Planung von Bundesautobahnen gelten die Richtlinien für die Anlage von Autobahnen 
(RAA) von 2008. Diese legen den Ermessenspielraum fest, der bei der Abwägung zwischen 
den verschieden Nutzungsansprüchen und Zielen beachtet werden soll. Im Einzelfall sind 
Abweichungen von den Grenzwerten möglich. Diese müssen dann jeweils begründet 
werden.  

Dies zeigt erneut das Potenzial von Abweichungen in begründeten Fällen auf. Dieser Ermessungsspielraum 
wurde bei der Erarbeitung potenzieller Varianten nicht konsequent ausgenutzt (siehe nächste Zeile). 
 

[1a] 
 

21 Planerische Randbedingungen zur Variantenuntersuchung 
… 
In Erwartung einer äußerst komplexen Baurechtschaffung aufgrund der Linienführung im 
Stadtgebiet Wetzlar wurden frühzeitig auch Varianten betrachtet, die die Vorgaben der RAA 
2008 hinsichtlich einzelner Merkmale der EKA 2 unterschreiten. 

Eine (überschaubare) Unterschreitung der Regelvorgaben wurde bei einigen Varianten mit einbezogen, vor 
allem bei Variante 1.2 (siehe nächste Zeile). 
 

[1a] 27 Mit Variante 1, Untervariante 2 wurden, basierend auf Variante 1, Untervariante 1 ein 
breitenreduzierter Sonderquerschnitt sowie verkürzte Ein- und Ausfahrtsbereiche zu Grunde 
gelegt, um zu untersuchen, ob die vorbeschriebenen Eingriffe in die bestehende Bebauung 
vermieden werden können.  
 

Die Regelbreite wurde reduziert. Selbst diese verkleinerte Variante führte schon zu deutlich geringeren 
Eingriffen im Gebäudebestand (siehe nächste Zeile). 
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[1a] 27 
ff 

… 
Die Untervariante wurde verworfen, da es im Ergebnis der durchgeführten Groblinienunter-
suchung, trotz Abweichungen vom Regelwerk, durch verkürzte Ausfahrten und den reduzier-
ten Querschnitt nicht gelingt, wesentliche Eingriffe wie Gebäudeabrisse zu vermeiden. 

 

Anstelle von 9 Flurstücken waren nur noch 3 Flurstücke betroffen 
Aus unserer Sicht wäre dies schon eine erhebliche Reduzierung der Eingriffe, in der Abwägung erschien dies 
aber offensichtlich nicht ausreichend.  
 
 
Es wurde keine Variante entwickelt, die folgenden Kriterien entspricht:  
- Tempo 80 
- Fahrbahn nur so stark aufweiten, dass keine Gebäudeabrisse notwendig werden 
 
 

[1a] 9 Gemäß RAA 2008 wird der Planungsabschnitt der B 49 als autobahnähnliche Straße in die 
Entwurfsklasse EKA 2 eingestuft. Durch die erforderliche 4+0-Verkehrsführung in Arbeitsstel-
len infolge der starken Prognoseverkehrsstärken von > 30.000 Kfz/24h kommt auf der freien 
Strecke ein RQ 31 nach der EKA 1 zur Anwendung.  

Hiermit werden für den 2,8 km langen Abschnitt der betroffenen Hochstraße die gleichen Breiten angelegt, 
wie an eine „normale Autobahn“.  
Als nachvollziehbare Alternative wäre hier unter Ausnutzung der Ermessenspielräume ebenfalls eine Einstu-
fung als Stadtautobahn mit der EKA 3 begründbar. Deren Vorgaben: 
- Geschwindigkeiten  100 km/h 
- nicht zwingend 4+0 Verkehrsführung 
- keine Anforderungen Knotenpunktabstände 
wären in einer Bestandsvariante deutlich einfacher einzuhalten. 
 
Daher fordern wir die Nachprüfung einer solchen Variante! 
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Quellen zu Sachverhalt 4: 
PosiƟve Aspekte der Stadtentwicklung, die bei der Entscheidung für die Umfahrung zum Tragen kamen, relaƟvieren sich deutlich dadurch, dass bei Wegfall der 
Hochstraße an zahlreichen anderen Stellen Straßen- und Brückenbauwerke für die Andienung des Stadtgebiets Wetzlar notwendig werden. Diese Maßnamen 
werden zudem fälschlicherweise für alle Varianten gleichermaßen angerechnet. 
 

Nr. S. Zitat Interpretation in Bezug auf Sachverhalt 
[1a] 7 Zur Sicherstellung der Anbindung Wetzlars … werden hierbei Straßen niedrigeren Ranges im 

Bestandskorridor (sogenannte Stadtzubringer) anstelle der dann ehem. B 49 vorgesehen. 
Bei der geplanten Umfahrung soll der dann ehemalige B49 Verlauf durch Wetzlar zweispurig ausgebaut 
werden. Diese Straße wird aber den Anbindungsverkehr in die Stadt hinein nicht mehr leisten können 
(siehe nächste Zeile).  

1a 
C 

63
ff 

Die Ergebnisse der Modellrechnungen zeigen, dass der überwiegende Teil des Durchgangsver-
kehrs ….. auf die Umfahrung … verlagert wird. Dies gilt jedoch nur für den Leichtverkehr. Der 
Schwerverkehr …. wählt zum Teil statt der Umfahrung den Weg durch das Stadtgebiet von 
Wetzlar. 
… kann davon ausgegangen werden, dass die Leistungsfähigkeit des Verkehrsablaufs ….im …. 
innerstädtischen Netz nicht gegeben ist.  
… führt daher zu erheblichen Folgemaßnahmen zum Erhalt der Leistungsfähigkeit im inner-
städtischen Netz.  
 
Die Anbindung von Wetzlar in/aus Richtung Osten soll….durch eine zweistreifige Rampe von … 
Garbenheim bis in den Bereich des Gloelknotens… erfolgen. In den Ergebnissen der Modell-
rechnungen zeigt sich, dass diese nur bedingt genutzt wird und sich der Quell- und Zielverkehr 
von Wetzlar stattdessen auf die L3020/Garbenheimer Straße verlagert. 
Dort ergeben sich Mehrbelastungen in Höhe von je nach Planfall zwischen 6.550 Kfz/24h und 
7.950 Kfz/24h. 
….Folgeplanung gemeinsam mit der Stadt Wetzlar….ob und mit welchen Maßnahmen die 
Verlagerung der Verkehre ….weiter optimiert werden kann… 

Die erwartete positive (optische?) städtebauliche Entwicklung geht mit einer unzureichenden verkehrli-
chen Leistungsfähigkeit einher. Mit noch nicht fertig ausgearbeiteten Folgeplanungen soll dem begegnet 
werden – dies beinhaltet aus unserer Sicht ein erhebliches Risiko. 
 
Mit dem sogenannten „Westanschluss“ soll die Andienung der Stadtmitte von Westen her verbessert 
werden – mit entsprechenden städtebaulichen Auswirkungen an anderer Stelle (siehe nächste Zeile). Von 
Osten her sind bislang keine Planungen zur Risikominderung bekannt. 

[3]  Der Westanschluss schließt an die heutige AS Wetzlar- 
Dalheim an und führt zum Neustädter Platz…. 
Zur Herstellung des Westanschlusses werden sowohl neue Brückenbauwerke …. eine Lärm-
schutzwand sowie der Abbruch der vorhandenen Dillbrücke in der Altenberger Straße notwen-
dig. Um die im Planungsgebiet vorhandene Bahntrasse …. elektrifizieren zu können, wird das 
neue Brückenbauwerk entsprechend angehoben. 
….verkehrlichen Anbindung der Altenberger Straße geplant…notwendig, da …  der bestehende 
Bahnübergang in der Altenberger Straße zurückgebaut wird. 
….bis zum Neustädter Platz und der Altenberger Straße entsprechende Verkehrsflächen inklusi-
ve neuer Bauwerke, zum Beispiel über die Dill, eingeplant…. 
. 

Von der Anschlussstelle Dalheim bis zum Neustädter Tor wird als Ersatz für die wegfallende B49 im 
Stadtbereich eine neue, mehrspurige Straße gebaut. Um kreuzungsfrei über die Dill und die Eisenbahn zu 
kommen, sind hier neue Brückenbauwerke notwendig.  
Im Falle der Eisenbahn muss die Brücke hoch genug sein, damit die Bahnstrecke auch elektrifiziert wer-
den kann, dies entspricht einer Höhe von mind. etwa 6 m, aber vermutlich eher mehr [12]. 
 
Einer wegfallende Hochstraße werden hier neue, städtebaulich ebenfalls massiv negativ wirkende Ele-
mente notwendig. Dies wird in den Variantenabwägungen nicht ausreichend berücksichtigt. Zudem 
wurden die Kosten für diese Zusatzmaßnahmen bei der Kostenermittlung der Umfahrungs-Varianten 
nicht berücksichtigt.  

[7] 3 Variantenunabhängige Teile der Gesamtkosten (z. B. Vorabmaßnahmen, Abbruch aller Bau-
werke) sind für alle Varianten in gleicher Höhe eingerechnet worden. 
… 

Der „Westanschluss“ wird in der Kostenermittlung als Teil der allgemeinen „Vorabmaßnahmebn“ darge-
stellt. Das ist nicht korrekt. Er wird nur dadurch notwendig, dass die Hochstraße wegfällt und die Andie-
nung an das Stadtgebiet auf andere Weise sicher gestellt werden muss. Diese 25 Millionen Euro sind 
daher nicht den Varianten zuzurechnen, bei denen die Hochstraße erhalten bleiben! 
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[1a] 18 Durch die verstärkte Nutzung der BAB 480 bei der Variante …. 5.4 ist auch die …. Verkehrser-

höhung auf der BAB 480 / BAB 45 … zu beachten, dies betrifft den Stadtteil Hermannstein … 
sowie Naunheim … 

Der städtebauliche Gewinn für die Wetzlarer Innenstadt geht mit einer Mehrbelastung der Naunheimer 
und Hermannsteiner Anwohner einher. Dies wird nicht adäquat abgewogen. 
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Quellen zu Sachverhalt 5: 
Wir fordern in Anlehnung an eine Einstufung der 2,8 km langen Strecke als Stadtautobahn (EKA3) 
- max. 80 km/h 
- Beibehalten der 4-spurigen Ausführung 
- Beibehalten des Bestandskorridors (keine Verbreiterung) 
- wenn möglich Beibehalten der einteiligen Bauweise und der vorhandenen Pfeilerstandorte 
Ein Erhalt der Hochstraße mit dieser Variante überzeugt sowohl ökonomisch (geringere Kosten, nur temporäre Umfahrungsmaßnahmen an der A45, keine zu-
sätzlichen Straßenbaumaßnahmen in Wetzlar, da die Andienung weiter über die Hochstraße gegeben ist), als auch unter Umweltgesichtspunkten (kein neuer 
Flächenverbrauch, kein Eingriff in landwirtschaŌliche Nutzung, keine zusätzliche CO2-Belastung). Zudem kann den berechƟgten Sicherheitsaspekten mit der re-
duzierten Geschwindigkeit Rechnung getragen werden, besonders vor dem Hintergrund der zahlreichen Auf- und Abfahrten dieses B49-AbschniƩes.  
Eine auf Grundlage der verfügbaren InformaƟonen vorgenommene Vorab-Einschätzung des von uns geforderten neuen Variantenvergleichs zeigt das Potenzial 
dieser Variante (Abb. 2, Anlage 1). 

 siehe Anlage 2, unten 
 
Quellen zu Sachverhalt 6: 
 volkswirtschaŌlicher Schaden: Die aktuelle Vorzugsvariante wird sowohl aufgrund der umfangreichen Umbauten der Autobahn-Anschlussstellen A45/B49, 
aufgrund der neuen Anschlussmaßnahmen des Stadtgebietes Wetzlar und aufgrund des Tunnelbauwerkes deutlich teurer als die neu zu prüfende Variante. Der 
sich anschließende aufwändige Betrieb des neuen Tunnels erhöht in Summe die Dauerbelastungen für die Steuerzahler. 
 

Nr. S. Zitat Interpretation in Bezug auf Sachverhalt 
   zur Berücksichtigung der BAB-Kosten siehe Sachverhalt 2 
[1a] 74 Die im Vergleich zu den anderen Varianten bzw. Alternativen höchsten Lebenszykluskosten hat 

die Alternative 5.4 durch das Tunnelbauwerk. 
Der Tunnel erzeugt zukünftig erhebliche Unterhaltskosten, die in der Variantenabwägung aber nicht 
adäquat zum Tragen kommen (siehe nächste Zeile). 

[1a] 55 
ff 

Mit Umsetzung insbesondere der Alternative 5.4 investiert der Bund in einen dauerhaft kosten-
trächtigen Abschnitt der B 49 (insbesondere durch den Tunnel), gibt aber gleichzeitig durch die 
nötigen Umstufungen diverse Zuständigkeiten / Bau- und Unterhaltungslasten an Dritte ab. 

Hessen Mobil argumentiert, dass der Bund zwar jetzt einen Tunnel bekommt der teuer in der Unterhal-
tung ist, dafür aber andere Bauwerke (Tunnel Dalheim, Brückenbauwerke in Wetzlar) an das Land bzw. 
die Stadt abgibt. 
 
Für die Steuerzahler ist diese Zuordnung völlig unerheblich. Wesentlich ist, dass in Summe mit der Ver-
wirklichung des Tunnels hier eine erhebliche Unterhaltungslast zusätzlich aus öffentlichen Mitteln getra-
gen werden muss. 
 
Die Argumentation von Hessen Mobil erscheint hier als Schönfärberei und sollte aus dem Erläuterungs-
bericht und der Variantenabwägung entfernt werden. 
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Quellen zu Sachverhalt 7: 
 Planungsrisiko: Die Voruntersuchung weist eine Reihe von Schwächen auf. So ergeben sich Fragen zur Bewertungsmatrix, bei der negaƟve Elemente nicht 
einbezogen wurden, die Kosten für die Umbauten der Autobahn-Anschlussstellen A45/B49 wurden in der KostenermiƩlung nicht mit aufgeführt und bei den Va-
rianten häƩe hier nach temporärer und dauerhaŌer Umfahrung differenziert werden müssen. Kosten für den Westanschluss wurden fälschlicherweise auch den 
Erhalt-Varianten angerechnet. Der Ermessenspielraum wurde bei der Variantenentwicklung nicht im Sinne einer ökonomischen und umweltopƟmierten Lösung 
ausgenutzt. Letztendlich führt dies zu einem Planungsrisiko durch Rechtsunsicherheiten vor allem im Falle einer potenziellen Klage gegen die Planfeststellung. 
 
 siehe Ausführungen zu den Sachverhalten 1, 2, 3, 5, 8 und Anlage 2  
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Quellen zu Sachverhalt 8: 
Die aktuelle Vorzugsvariante zeichnet sich durch erheblichen Flächenverbrauch und eine auf Dauer notwendige zusätzliche Fahrtstrecke mit entsprechenden 
Klimafolgen aus ( ökologische BeeinträchƟgungen und Umweltschäden).   
 

Nr. S. Zitat Interpretation in Bezug auf Sachverhalt 
[1a]   Mehrere Eingriffe,  die durch die aktuelle Vorzugsvariante notwendig werden (siehe Sachverhalte 2 und 

4) wurden bei der Abwägung der Schutzgüter nicht mit bilanziert: 
 
a) Im Bereich des Westanschlusses ist durch die neue mehrspurige Straße von Anschluss Dalheim zum 
Neustädter Tor eine erhebliche Neuversiegelung von Flächen und Beeinträchtigungen der Habitatfunkti-
onen zu erwarten. 
b) im Bereich des BAB-Anschlusses Wetzlar ist durch die Erweiterung der Spuren mit Flächenverbrauch 
und Habitatverlust zu rechnen 
c) im Bereich des BAB-Anschlusses Wetzlar-Ost ist durch die Erweiterung der Spuren, den neuen Verker-
hsführung und der Brückenbauwerke mit erheblichem Flächenverbrauch und Habitatverlust zu rechnen. 
 
Dies ist aus unserer Sicht ein gravierender Mangel in der Voruntersuchung und führt zu einer Fehlein-
schätzung bei der Abwägung der Umweltbetroffenheiten.  

[1a] 
 

18 
ff 

Schutzgut Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt 
Eine sehr hohe Bedeutung als Habitat für Tiere haben die Flächen am Rand des Eulingsberges 
… 
Schutzgut Boden 
Sehr hohe Wertigkeit im Hinblick auf die natürlichen Bodenfunktionen haben die Ackerflächen 
zwischen der B 277 und Dalheim 
… 
Schutzgut Klima 
… die kleinen Waldflächen westlich der B 277 …weisen eine hohe lufthygienische Ausgleichs-
funktion auf. 
… 
Schutzgut Landschaftsbild 
…Nordwestlich von Dalheim liegt großflächig strukturiertes Offenland sowie der Talzug des 
Dillheimer 
Bachs mit einer ebenfalls hohen Bedeutung für das Landschaftsbild. 

Die von der Vorzugsvariante betroffenen Schutzgüter im Bereich der Umfahrung westlich von Dalheim 
sind vielfältig und schutzwürdig. 
Die aktuelle Vorzugsvariante beeinträchtigt diese Schutzgüter vor allem im Bereich der Tunnelzufahrten 
(siehe nächste Zeile). 

[1a] 58 Während bei Variante 1.1 keine Beeinträchtigung …. landwirtschaftlicher Flächen zu verzeich-
nen ist …., besteht bei Alternative 5.4 eine sehr starke Betroffenheit…. 

Vor allem landwirtschaftliche Flächen werden von den Tunnelzufahrten überbaut. 

[1a] 
 

51 ….besteht die Möglichkeit einer Kostenoptimierungdurch die Verkürzung des Tunnels… 
…löst… vergrößerte umweltfachliche Konflikte aus, vor allem der Flächenverbrauch steigt durch 
die verlängerte offene Führung…. 

Die hier angesprochene „Kostenoptimierung“ wurde in ihrem höheren Flächenverbrauch nicht mit bilan-
ziert. Abgewogen wurde der „lange Tunnel“ mit dem geringeren Flächenanspruch. 
 
Tatsächlich wurde aber im Nachgang zur Variantenentscheidung eine Kostenoptimierung angesetzt 
(siehe nächste Zeile). 
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[3]  …hat dieser ca. 1,525 Kilometer langen Tunnellösung im Herbst 2022 zugestimmt.…  
…Die Trasse des Tunnels… bleibt …unverändert. … die Höhenlage wird angepasst.  
… Mit ca. 1,525 km Länge ist der optimierte Tunnel zwar rund 170 Meter kürzer als die lange 
Variante, reduziert aber im Vergleich zur kurzen Variante die dauerhafte Flächeninanspruch-
nahme. 

Die hierdurch neu zu verfolgende Tunnelvariante weist im Vergleich zur in der Voruntersuchung abgewo-
genen Variante einen zwar geringeren Flächenverbrauch auf, als die „Kostenoptimierungs-Variante“ der 
Voruntersuchung, aber dennoch einen höheren als die geprüfte Variante.  
Daher wurde der Flächenverbrauch nicht adäquat abgewogen. 

[10] 17 Im Transformationsbereich Nachhaltiges Bauen und Verkehrswende werden der Bau- und 
Gebäudebereich sowie der Verkehrssektor adressiert. 
…. 
Die Anforderungen … umfassen Energieeffizienz und Klimaneutralität, Erhalt der Biodiversität, 
Ressourcenschonung …. Reduzierung des Flächenverbrauchs 
 

Sowohl beim erhöhten Flächenverbrauch, als auch bei der Klimaneutralität widerspricht die derzeitige 
Vorzugsvariante den Zielen der Nachhaltigkeits-Strategie der Bundesregierung. 
 
Klima-Auswirkungen wurden in der Variantenabwägung lediglich in Bezug auf die lokale Luftqualität 
betrachtet. Die Erhöhung der Fahrtstrecke mit der Vorzugsvariante wurde in ihren Klimaauswirkungen 
nicht erwähnt (siehe nächste Zeile). 

[1a] 50 Abbildung 22 Aus der Beschreibung und der Abbildung lässt sich eine Verlängerung der in Zukunft zu fahrenden Strecke 
um etwa 4 km ermitteln.   

[2] 3 Die Verkehrsprognose für die B 49 weist für den … 
Tunnel Dalheim …eine Verkehrsstärke (DTVW5) von 37.850 Kfz/24h aus. Dies entspricht einem 
…durchschnittlichen täglichen Verkehr über alle Wochentage von …33.650 Kfz/24h im Tunnel 
Dalheim im Planfall 5.3a. 

Um eine CO2 Bilanz zu ermitteln setzen wir die 33.650 Kfz (24 h an (siehe nächste Zeile). 

[11]  Berechnung des CO2-Ausstoßes für ein Fahrzeug 
- Benziner 
- Kleinwagen 
- 6,7l/100km 
- 1470 km (entspricht 4km * 365 Tage) 
 Ergebnis: 0,29 t CO2 

1 Kfz produziert demnach im Jahr für diese täglichen 4 km  
0,29 Tonnen CO2 
 
Die täglichen 33.650 Kfz summieren sich damit auf zusätzliche 9758,5 Tonnen CO2 pro Jahr durch die 
neue Streckenverlängerung um 4km! 
Dabei handelt es sich um eine sehr konservative Abschätzung, da weder Dieselfahrzeuge, noch LKW 
berücksichtigt werden. 
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ANLAGE 2: Check und Ergänzung der Bewertungsmatrix der Variantenabwägung [1b] 
 
Die Bearbeitung fand auf Grundlage aller uns vorliegenden InformaƟonen staƩ und dient dazu 

a) das Potenzial der neu zu prüfenden Variante aufzuzeigen, 
b) widersprüchliche Einschätzungen der bisherigen Variantenabwägung kenntlich zu machen. 
 
 

A) ÜBERSICHT 
 
 
aktuelle Bewertungsmatrix aus [1b] 
  
 

 1.0 
Von uns geforderte neue Variante: 
Tempo 80km/h, keine Trassenauf-

weitung 
 + 

 
 + 

 
 - 

 
 ++ 

 
 + 

 
 
 
 

  

 
Ergänzung neue Variante 

Diese Einstufung ist stark zu 
hinterfragen, siehe Details! 
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Die rote SchriŌ steht in [1b] offensichtlich für Sachverhalte, die gegen diese Variante sprechen, die grüne SchriŌ für Sachverhalte, die dafür sprechen. Dies wurde hier so auch für die eigenen Einschätzungen der 
neuen Variante übernommen.  

1.0 
Von uns geforderte neue Variante: 

Tempo 80km/h, keine Trassenaufwei-
tung 

5.4 
aktuelle Vorzugsvariante: großräumige Um-

fahrung mit Tunnel 

1.1 
Bestands-Variante, die aufgrund der 
Aufweitung der Trasse keinen Vorzug 

bekommen hat 

B) DETAIL 
Einschätzung der Varianten 1.1 und 5.4 durch Hessen Mobil [1b], ergänzt in der ersten Spalte durch unsere Einschätzungen der neuen Variante 1.0  
Unklarheiten und unplausible Einschätzungen aus [1b] sind mit roten Textboxen gekennzeichnet, Unklarheiten zur neuen Variante mit grauen Textboxen. 
 
 

 
 
 
 

Haupt-Kriterium Unter-Kriterium Variante 1 
Bestandstrasse 

Alternative 5 
B49n, Neubau Umfahrung mit  

Neubau Stadtanschluß West und Ost 
Variante 1.0 
Tempo 80 km/h 
höhengleich, keine Aufweitung der Trasse 

1.1: RQ 31 B, höhengleich 5.4: Dalheim-Umfahrung Tunnel 

Raumstrukturelle 
Wirkungen 

stadtgestalteri-
sche Aspeke 

- städtebaulich keine Veränderungen, da Quer-
schnitte und Bauwerksstützen gleich bleiben 

- Querriegelwirkung (Überbauhöhe inkl. LSW ca. 
?9m) 
 

- Zusatztrasse für Raddirektverbindung im Korridor 
der B49 nicht realisierbar 
 

- städtebaulich einschneidende Veränderung durch 
sehr breiten Brückenquerschnitt (B ca. 33m) mit 
deutlich mehr Bauwerksstützen 

- extreme Querriegelwirkung (Überbauhöhe inkl. 
LSW ca. 9m) 

- Zusatztrasse für Raddirektverbindung im Korridor 
der B49 nicht realisierbar 

- B49n: durch Tunnel kein Lärmschutz i.B. Dalheim notwen-
dig 

- Stadtanschlüsse mit deutlich kleinerem Brückenquer-
schnitt als heute (B ca. 10m), ohne LSW 

- beidseitig dauerhafte Lärmschutzanlagen an der A480 
- Option Raddirektverbindung Solms-WZ-GI durch WZ 

Betroffenheit von 
Eigentumsver-
hältnissen 

- kein Grunderwerb erforderlich, da Trasse und 
Pfeilerstandorte beibehalten werden 

- ggf. bauzeitlicher Grunderwerb? 
- keine Betroffenheiten von Immobilien 
- kein Wertverlust für Immobilien/Flächen 

- Grunderwerb infolge deutlicher Verbreiterung der 
B49 notwendig,  

- zusätzlich bauzeitlicher Grunderwerb im ohnehin 
verkehrlich betroffenen Bereich erforderlich 

- Abbruch Wohngebäude erforderlich 
- Wertverlust für Immobilien entlang der vorbelaste-

ten Trasse der B49 

- Grunderwerb für freie Strecken bis Tunnelportale sowie 
Überschussmassen erforderlich (Privatflächen) 
- bauzeitlicher Grunderwerb (Tunnelbaustelle),  
- ansonsten Bau in der neuen Trasse bzw. in der Trasse der 

B49 Bestand 
- kaum Betroffenheiten von Immobilien 
- deutlich geringere bis keine Wertverluste der untertunnel-

ten Bereiche 
Betroffenheit von 
Siedlungsentwick-
lung 

- Siedlungsentwicklung Innenstadt Wetzlar kaum 
eingeschränkt 

- keine neuen Betroffenheiten für Großraum Wetzlar 

- Siedlungsentwicklung Innenstadt Wetzlar kaum 
eingeschränkt 

- keine neuen Betroffenheiten für Großraum Wetzlar 

- Entwicklungspotential Innenstadt Wetzlar hoch 
- Siedlungsentwicklung Dalheim gering beeinträchtigt 

Betroffenheit der 
Landwirtschaft 

- sehr geringe Betroffenheit (keine landwirtschaftli-
chen Flächen im Vorhabensraum betroffen) 

- sehr geringe Betroffenheit (keine landwirtschaftli-
chen Flächen im Vorhabensraum betroffen) 

 

- hohe Betroffenheit 

Bewertung innerhalb Kriterium + - + 
  

wieso nicht rot/negaƟv? 

wieso nicht rot/negaƟv? 

wieso nicht rot/negaƟv? 

unklar wie hoch LSW bei 80km/h sein müssen 
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1.0 
Von uns geforderte neue Variante: 

Tempo 80km/h, keine Trassenaufwei-
tung 

5.4 
aktuelle Vorzugsvariante: großräumige Um-

fahrung mit Tunnel 

1.1 
Bestands-Variante, die aufgrund der 
Aufweitung der Trasse keinen Vorzug 

bekommen hat 
Haupt-Kriterium Unter-Kriterium Variante 1 

Bestandstrasse 
Alternative 5 

B49n, Neubau Umfahrung mit  
Neubau Stadtanschluß West und Ost 

Variante 1.0 
Tempo 80 km/h 
höhengleich, keine Aufweitung der Trasse 

1.1: RQ 31 B, höhengleich 5.4: Dalheim-Umfahrung Tunnel 

Verkehrliche Beur-
teilung 

Auswirkungen auf 
nachgeordnetes 
Netz 

- keine Neuordnung innerstädtischer Wegebezie-
hungen erforderlich 

- kurzzeitige Belastung bei Tunnelwartungsarbeiten 
infolge RQ 31t (Einhausung Dalheim) (?) 

 

- aufwändige Neuordnung innerstädtischer Wegebe-
ziehungen im Bereich Gloelknoten/ Forum erfor-
derlich 

- kurzzeitige Belastung bei Tunnelwartungsarbeiten 
infolge RQ 31t (Einhausung Dalheim) 

- geringe Auswirkungen auf innerstädtische Wegebeziehung 
- ggf. Vermeidung der Umfahrung in verkehrsarmen Zeiten 
- kurzzeitige Belastung bei Tunnelwartungsarbeiten infolge 
RQ 31t (Tunnel Eulingsberg) 
- bei Vollsperrung der BAB Umleitung über nachgeordn. 
Netz 

Auswirkungen auf 
BAB-Netz 

 - Umbau der BAB-KP infolge der langen Bauzeit 
immer nötig 
 

- Umbau der BAB-KP infolge der langen Bauzeit immer 
nötig, 

- dauerhaft höhere Verkehrsmenge auf leistungsfähig 
ausgebauter BAB 45 
 

 
 
 
 
 

Bauzeit Gesamtbauzeit ca. 10 Jahre (?) 
(Dauer der bauzeitlichen Umfahrung über BAB bzw. 
Provisorium B277) 

Gesamtbauzeit ca. 10 Jahre 
(Dauer der bauzeitlichen Umfahrung über BAB bzw. 
Provisorium B277), davon Freigabe Abschnitt West 
nach 6 Jahren 

- Gesamtbauzeit ca. 7 Jahre, Freigabe Stadtzubringer West 
nach 4 Jahren 
- nachlaufende Baumaßnahmen: u.a.Teilrückbau B49 zwi-
schen WZ-Garbenheim und AS WZ-Ost sowie zwischen AS 
Altenberg und AS WZ-Dalheim 

Bewertung innerhalb Kriterium + - + 
Entwurfs- und 
sicherheitstechni-
sche Beurteilung 

Achse  - Mindestradius nach Einhausung Mindestradius vor Tunnel 
- enger Radius nach langer Geraden 

Gradiente  - entwäss.schwache Zone infolge geringerer Längs-
neigung/ Wendeklothoide entlang der gesamten 
Trasse 

- optimale Längsneigung 
- keine entwäss.schwache Zonen 

Abstand der 
Knotenpunkte 

- analog Bestand, aber für B49 zu geringe Abstände - analog Bestand, aber für B49 zu geringe Abstände - in Anlehnung an Bestand, aber für B49n zu geringe Ab-
stände 

Querschnitt Richtwerte RAA werden nicht eingehalten, gemildert 
durch Tempo 80 km/h 
keine 4+0-VF in Einhausung möglich 

- Richtwerte RAA werden eingehalten  
- keine 4+0-VF in Einhausung möglich 

 

- Richtwerte RAA bzw. RABT werden eingehalten 
- keine 4+0-VF im Tunnel mögl. 

Bewertung innerhalb Kriterium - + ++ 
  

unklar 

unklar 

unklar 

- Einschätzung aus unserer Sicht wegen Ver-
längerung Restnutzung:  
nur temporäre Umfahrungsmaßnahmen an 
BAB-KP notwendig 

- geänderte Einschätzung aus unserer Sicht wegen 
Verlängerung Restnutzung:  
nur temporäre Umfahrungsmaßnahmen an BAB-
KP notwendig 

- geänderte Einschätzung aus unserer Sicht wegen Ver-
längerung Restnutzung:  
umfangreiche Umbaumaßnahmen an BAB-KP notwen-
dig 
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1.0 
Von uns geforderte neue Variante: 

Tempo 80km/h, keine Trassenaufwei-
tung 

5.4 
aktuelle Vorzugsvariante: großräumige Um-

fahrung mit Tunnel 

1.1 
Bestands-Variante, die aufgrund der 
Aufweitung der Trasse keinen Vorzug 

bekommen hat 
Haupt-Kriterium Unter-Kriterium Variante 1 

Bestandstrasse 
Alternative 5 

B49n, Neubau Umfahrung mit  
Neubau Stadtanschluß West und Ost 

Variante 1.0 
Tempo 80 km/h 
höhengleich, keine Aufweitung der Trasse 

1.1: RQ 31 B, höhengleich 5.4: Dalheim-Umfahrung Tunnel 

Umweltverträglich-
keit (Schutzgüter) 

Mensch - verbleibende und langfristig ansteigende Belastung 
in Stadtmitte und Garbenheim, gemildert durch 
LSW und Tempo 80km/h 

- Hermannstein und Aßlar: Belastung unverändert 
- keine Neubelastung in Dalheim 

- verbleibende und langfristig ansteigende Belastung 
in Stadtmitte und Garbenheim, gemildert durch 
LSW 

- Hermannstein und Aßlar: Belastung unverändert 
- keine Neubelastung in Dalheim 

- Entlastung entlang B49alt: Stadtmitte, Garbenheim, Dal-
heim/Mitte 

- Mehrbelastung Hermannstein u. Aßlar an vorhandener 
BAB, gemildert durch Neubau LSW 

Tiere, Pflanzen, 
biologische Viel-
falt 

- keine dauerhaften Auswirkungen 
 

- vergleichweise geringe Eingriffe und artenschutz-
rechtliche Betroffenheiten 

- örtlich Eingriffe in Lahnberg, Dill und Lahn 

- im überwiegenden Bereich (Tunnel) keine dau-
erh.Auswirkungen 

- örtlich hohe Eingriffe und artenschutzrechtliche Betrof-
fenheiten durch Flächenverbrauch und Neuzerschneidung 
(Übergang von B49n auf Bestand) 

Boden - keine dauerhaften Auswirkungen 
- keine Neuversiegelung oder Neuinanspruchnahme 

 

- innerstädtisch geringe Neuinanspruchnahme von 
Böden 

- örtliche Neuversiegelung und Inanspruchnahme im 
Bereich Garbenheim/ Lahnberg 

- im überwiegenden Bereich (Tunnel) keine dauerhaften 
Auswirkungen 

- örtliche Neuversiegelung und Inanspruchnahme hochwer-
tiger, landwirtschaftlich genutzter Böden (freie Strecke, AS 
Altenberg) 

Wasser - keine dauerhaften Auswirkungen 
 

- - keine erheblichen / langfristigen Auswirkungen 
auf Grund- oder Oberflächengewässer zu erwarten 

- - Bau im Gewässerumfeld von Lahn und Dill (Hoch-
straße) 

- Lokal reduzierte Grundwasserneubildung aufgrund örtli-
cher Neuversiegelung 

- - keine Betroffenh. Dillheimer Bach 
- - Bau im Gewässerumfeld von Lahn und Dill (Stadtzubrin-

ger) 
Klima / Luft - verbleibende Belastung in Stadtmitte, gemildert 

durch Tempo 80km/h 
- keine Neubelastung in der offenen Landschaft 
- CO2-Emmissionen unverändert 
 

- verbleibende Belastung in Stadtmitte 
- keine Neubelastung in der offenen Landschaft 
- CO2-Emmissionen unverändert 
 

- Entlastung in Stadtmitte 
- Neubelastung in der offenen Landschaft im Übergang zum 
Bestand 
- erhöhte CO2-Emmissionen durch längere Fahrwege ggü. 
1.1 
 

Landschaft – 
Landschaftsbild 
und natürliche 
Erholungseignung 

- keine Eingriffe in Landschaftsbild und Naherholung - geringe Eingriffe in Landschaftsbild und Naherho-
lung 
- Beeinträchtigung durch Eingriff in Lahnberg 

- Beeinträchtigung des Landschaftsbildes durch Tunnelporta-
le 
- Beeinträchtigung der Naherholung durch Eingriff in Land-
schaftsbild und Lärmbelastung auf verbleibender, freier 
Strecke 

Kulturelles Erbe 
und sonstige 
Sachgüter 

- keine Beeinträchtigungen Beeinträchtigung durch Abbruch denkmalgeschützter 
Bauten 

- keine Beeinträchtigungen 

Bewertung innerhalb Kriterium ++ ++ ++ 
  

wieso nicht rot/negaƟv? 

wieso nicht rot/negaƟv? 

wieso nicht rot/negaƟv? 

wieso nicht rot/negaƟv? 

wieso nicht - ? wieso nicht - ? 
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1.0 
Von uns geforderte neue Variante: 

Tempo 80km/h, keine Trassenaufwei-
tung 

5.4 
aktuelle Vorzugsvariante: großräumige Um-

fahrung mit Tunnel 

1.1 
Bestands-Variante, die aufgrund der 
Aufweitung der Trasse keinen Vorzug 

bekommen hat 
Haupt-Kriterium Unter-Kriterium Variante 1 

Bestandstrasse 
Alternative 5 

B49n, Neubau Umfahrung mit  
Neubau Stadtanschluß West und Ost 

Variante 1.0 
Tempo 80 km/h 
höhengleich, keine Aufweitung der Trasse 

1.1: RQ 31 B, höhengleich 5.4: Dalheim-Umfahrung Tunnel 

Wirtschaftlichkeit Kosten Bau (Stre-
cke, Bwe, LSWe, 
GE, Abbruch 
Gebäude, VBA, 
etc) 

Wiederverwenbarkeit der vorhandenen Bausubstanz 
prüfen bei Planung eines einteiligen Überbaus wie im 
aktuellen Bestand  vor allem potenzielle Sanierung 
der Pfeiler und Beibehalten der Pfeilerstandorte 
sollten sich deutlich kostensparend auswirken;  
 
nur temporäre Umbaumaßnahmen an BAB 45, keine 
Kosten für Westanschluss WZ 

426,3 Mio. Euro 438,0 Mio. Euro 

 Kosten Unterhal-
tung 

mäßig hohe U-Kosten infolge überlanger Großbrücke 
(?) 

mäßig hohe U-Kosten infolge überlanger Großbrü-
cke/ 2 TBW (je > 1.500m, sehr großer Dehnweg/ ggf. 
zusätzliche Trennpfeiler = anfällige Übergangskon-
struktionen) sowie einer Vielzahl weiterer Bauwerke 

- Tunnel erzeugt im Vergleich größte Betriebs- und Unterhal-
tungskosten 

Bewertung innerhalb Kriterium + - - - - 
 
 
 
 

unklar 

unklar 

hier fehlen temporäre Umbau-
maßnahmen an BAB 45 

hier fehlen dauerhaŌe Umbau-
maßnahmen an BAB 45 Kosten für Westanschluss WZ sind 

hier fälschlich dabei (25 Mio €) 


